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Vorab: Es gibt etwas am 8. Mai zu feiern: Der 
Hamburger Hafen feiert seinen 816. Geburtstag und 
am 8. Mai 2005 findet die große Auslaufparade statt. 


Die Jünger des Kommunismus, also jener politischen 
Ideologie, die für den Tod von zig Millionen Opfern 
verantwortlich ist, haben auch etwas zu feiern: 
Durch unzählige Kriegsverbrechen gelangten sie 
gemeinsam mit den Westalliierten am 8. Mai 1945 
zum militärischen Sieg über Deutschland. Also kein 
Wunder, das PDS, DKP, SPD und sogar Bürgerlich- 
Konservative dies als ihren »Tag der Befreiung« 
feiern. 


Daß sich die Millionen Opfer des alliierten 
Bombenterrors ihre »Befreiung« anders vorgestellt 
hätten und die Bewohner der später gegründeten 
DDR den Begriff »Befreiung« sicherlich nicht mit 
40jähriger Masseninternierung hinter Stacheldraht 
und Minenfeldern im Zusammenhang glaubten, 
bedarf keiner Erklärung. 


Die Besatzer haben sehr deutlich verkündet, wieso 
sie Deutschland besetzt hatten: 


Besatzungsdirektive JCS 1067: 
»Deutschland wird nicht 


besetzt zum Zwecke seiner 


Befreiung, sondern als ein 
besiegter Feindstaat.« 


Wir haben mit dieser Ausgabe der Unabhängigen 
Nachrichten beweiskräftige Informationen 
zusammengetragen, die belegen, daß Deutschland 
nach wie vor kein vollständig souveränes Land ist. 
Auch nach dem Beitritt der DDR zur BRD ist 
Deutschland Besatzungsrelikten ausgesetzt. 


Auch eine Gesamtvereinigung Deutschlands ist nicht 
in Sicht. Bereits vor dem Beitritt der DDR zur BRD 
galt der Ruf nach dieser Teil-Vereinigung als 
»neonazistisch«, ein großer Teil der deutschen 
Politiker (u. a. der ehemalige Bundeskanzler Helmut 
Kohl und der derzeitige Bundeskanzler Gerhard 
Schröder) hatten diese abgeschrieben, bzw. direkt 
abgelehnt. Die Unabhängigen Nachrichten gaben sie 
nie auf. So verwundert es uns auch nicht, daß die 
gesamte Polit-Kaste der BRD auch heute eine 
friedliche Rückgewinnung anderer von Deutschland 
abgetrennter Gebiete ablehnt und deren Befürworter 
erneut verunglimpft. Wir halten trotzdem weiterhin 
daran fest! 
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Dresden nach der Bombardierung durch die 


Alliierter Terror über Dresden: 


Meterhohe Flammen loderten aus den Häusern, 
orkanartige Feuerstürme rasten durch die Straßen, in 
den Kellern erstickten und verbrannten Menschen. Die 
Macht des Feuers war so stark, daß selbst Glas schmolz, 
der Asphalt siedete. 


»Als die Feuerwehrfahrzeuge ausrückten, blieben sie 
im Asphalt stecken und verbrannten«, erinnert sich der 
Dresdner Lothar Heil. Wasser konnte die Phosphorbrände 
nicht löschen. »Die Menschen in ihrer Not sprangen in 
die Brunnen. Doch das war ihr Ende. Sie haben darin 
gekocht wie ein Ei.« 
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Hamburg nach der Bombardierung durch die »Befreier« 


Alliierter Terror über Hamburg: 


Bis zu 42.000 Menschen starben in jenen Nächten - 
verbrannten auf offener Straße, wurden vom Rauch 
vergiftet, erstickten in der vermeintlichen Sicherheit 
der Luftschutzkeller. 


In vier Hauptoperationen warf das »British Bomber 
Command« insgesamt 8.344 Tonnen Bomben über 


Hamburg ab, davon 4.104 Tonnen Brandbomben. 


Wir Deutsche feiern nicht! 


8. MAI 2005 
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Hellmut Diwald 
zum 8. Mai: 


»Gedenktage sind Tage der Besinnung, 
der Erinnerung, der Bilanz. Der [...] 
Jahrestag der militärischen Kapitula- 
tion Deutschlands beschäftigt die bun- 
desrepublikanischen Medien seit Mo- 
naten. Die Unverfrorenheit des Ver- 
suchs, uns den 8. Mai 1945 als Datum 
der Befreiung schmackhaft zu machen, 
wird nur durch die Schamlosigkeit der 
Begründungen dafür übertroffen. Der 
8. Mai scheint des Schicksals sicher 
zu sein, im Öffentlichen ein Tag der 
Heuchelei zu werden. Am 8. Mai 1945 
wurde in Europa der Krieg beendet. 
Wer diesen Tag mit Bewußtsein erlebt 
hat, wer sich an ihn erinnert ohne 
die Beschönigungen, Verzerrungen, 
Beflissenheiten und Lügen, mit denen 
seit Jahrzehnten unsere Geschichte 
und insbesondere unsere jüngere und 
jüngste Vergangenheit ungenießbar 
gemacht wird, der weiß es besser. Dar- 
an muß jeder von uns festhalten, 
ohne Konzessionen an das, was be- 
quem ist, was gern gehört wird von 
denjenigen, die den politisch-offiziel- 
len Beifall spenden. Opportunisten 
sind die Totengräber der deutschen 
Selbstbehauptung. 


Der 8. Mai 1945 war ein Tag des Elends, 
der Qual, der Trauer. Deutschland, das 
deutsche Volk hatte sechs Jahre lang 
im gewaltigsten Krieg aller Zeiten um 
die Existenz gekämpft. Die Tapferkeit 
und Opferbereitschaft der Soldaten, 
die Charakterstärke und Unerschüt- 
terlichkeit der Frauen und Männer im 
Bombenhagel des alliierten Luft- 
terrors, die Tränen der Mütter, der 
Waisen, wer die Erinnerung daran zu- 
schanden macht, lähmt unseren Wil- 
len zur Selbstbehauptung. Daran soll- 
ten wir am 8. Mai denken. 


Die Sieger von 1945 erklären, für die 
Rettung der Humanität einen Kreuz- 
zug gegen Deutschland geführt und 
gewonnen zu haben. Geführt auch mit 
den Mitteln eines Bombenkrieges, der 
das Kind, die Frauen, die Flüchtenden, 


die Greise genauso als Feind behan- 
delte wie den regulären Soldaten. Der 
Tag der militärischen Kapitulation der 
deutschen Armee brachte den Alliier- 
ten den Frieden. Abermillionen von 
Deutschen brachte er die Hölle auf 
Erden. Haben die Sieger von 1945 kei- 
nen Anlaß danach zu fragen, mit wel- 
chen Verbrechen sie dem Triumph ih- 
res Kreuzzuges für die bedrohten 
Menschheitswerte das Siegel aufge- 
drückt haben? In jenen Friedensjahren 
nach der Kapitulation, in denen von 
Ostpreußen bis nach Jugoslawien 
Deutsche erschlagen, hingemetzelt, 
vergewaltigt, gefoltert, vertrieben 
wurden - in jenen Jahren, die man 
uns jetzt zumutet, als Zeit der Befrei- 
ung und Wiege einer Zukunft zu fei- 
ern, die uns zum ersten Mal in unse- 
rer tausendjährigen Geschichte ‘Frei- 
heit, Recht und Menschenwürde’ ge- 
bracht haben soll? Denken wir daran 
am 8. Mai. 


Wer im 20. Jahrhundert einen Krieg 
verliert, wird vom Sieger zum 
Schuldigen und Verbrecher erklärt. 
Wie soll man das Wertesystem 
derjenigen einschätzen, die mit 
denselben Urteilskategorien dem 
deutschen Volk 1945 jede Moral und 
alle Rechte bestritten und wenige 
Jahre später, als deutsche Männer 
wieder als Soldaten gebraucht 
wurden, das deutsche Volk plötzlich 
als würdig erachteten, westliche und 
östliche Interessen mit der Waffe zu 
verteidigen? Auch daran sollten wir am 
8. Mai denken. 


Der 8. Mai erinnert uns daran, daß wir 
besiegt wurden. Ja, wenn es nur die 
militärische Niederlage gewesen wäre. 
Es hätte nicht einmal das uralte 
Muster jener Kriege sein müssen, bei 
denen die Niederlagen kaum weniger 
ehrenvoll waren als die Siege. Aber 
Schuld eines ganzen Volkes für 
Verbrechen, die es als Volk nicht 
begangen hat, weil ein Volk keine 
Verbrechen begehen kann, sondern 
immer nur der Einzelne? Wenn von 
Schuld die Rede ist, dann auch von 
jener Schuld, daß wir nicht die Kraft 
und den Mut besaßen, uns gegen die 
generelle Herabsetzung zu wehren 
und uns nicht die Würde rauben zu 


lassen. Standfestigkeit und 
Unbeirrbarkeit wären um so nötiger 
gewesen, als uns das Gift der 
moralischen Selbstzerstörung Jahr für 
Jahr eingeträufelt wurde. Und wir 
wußten davon - denken wir daran. 


Wir haben keinen Grund, den 8. Mai 
zu feiern. Feiern sollen diejenigen, 
die sich für die Sieger halten. Wie 
unsere früheren Gegner, die sich 
heute als unsere Freunde bezeichnen, 
ihre Feiern am 8. Mai mit dieser 
Freundschaft 1945 in Einklang bringen, 
ist allerdings nicht nur ihr eigenes 
Problem. Für uns ist es eine 
Gelegenheit, daran zu erinnern, daß 
die neue Zukunft, die uns von den 
Siegern 1945 beschert wurde, für 
unser Reich das Grab und für 
Deutschland und das deutsche Volk 
die Katastrophe seiner Zerstückelung 
bedeutete. Die Siegesparaden der 
früheren Alliierten werden uns nur 
zeigen, daß wir noch immer die 
Besiegten von 1945 sind, daß unser 
Land besetztes Land ist und unsere 
regionale Souveränität eine von 
Gnaden der Sieger mit Vorbehalten 
gewährte Souveränität. Daran müssen 
wir denken. 


Die [...] Wiederkehr des 8. Mai 1945 
ist das Fest der Sieger. Es ist nicht 
unser Fest. Uns dagegen steht die Er- 
innerung an Wahrheiten zu, deren Ge- 
halt von keinem Datum abhängt. Zur 
Lebensgeschichte des Einzelnen wie 
zur Geschichte eines Volkes gehören 
die Niederlagen genauso wie die Tri- 
umphe. Nur dann, wenn sich der Ein- 
zelne, wenn sich ein Volk selbst auf- 
gibt und sklavisch unterwirft, geht al- 
les verloren - in der Variante einer 
Feststellung des römischen Kaisers 
Mark Aurel: ‘Laß dir die Vergangen- 
heit, laß dir die Zukunft nicht verfäl- 
schen. Du wirst, wenn es nötig ist, 
schon hinkommen, mit Hilfe derselben 
Geisteskraft, die dich das Gegenwär- 
tige ertragen läßt.’« 


Der Autor, Hellmut Diwald (13.8.1929 
- 26.5.99), studierte Geschichte und 
Philosophie. 1952 promovierte er, dann 
entschloß er sich an der Universität 
zu bleiben. Ab 1958 lehrte er als Pro- 
fessor an der Universität Erlangen. 


Besetzt und zerstückelt 


8. MAI 2005 
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Alliierte Besatzung 1945-1990 


Neues US-Nervengas 
für die Lagerung in 
der BRD »sicherer« 


Washington. Die US-Regierung hat 
noch keine Entscheidung über die 
Stationierung neuer chemischer 
Kampfmittel (Nervengas) getrof- 
fen. Vertreter des Pentagon versi- 
cherten einen Tag, nachdem Prä- 
sident Ronald 
Reagan die Produk- 
tion eines neuen, 
tödlichen Nervenga- 
ses in einem Brief 
an den Kongreß als 
»essentiell für die 
nationalen Interes- 
sen« bezeichnet 
hatte, die Verbün- 
deten würden vor 
der Lagerung in 
Übersee voll kon- 
sultiert. 


UND 


Die US-Armee plant die Produkti- 
on eines Zwei-Kammer-Nervenga- 
ses für Artillerie-Munition und für 
Bomben. Im Augenblick wird noch 
an einer Studie gearbeitet, die 
sich mit der Möglichkeit, »chemi- 
scher Sprengköpfe« für land- 
gestützte Cruise-Raketen und für 
ein Mehrfach-Raketensystem ähn- 
lich dem der »Stalin-Orgel« be- 
schäftigt. 


In seinem Brief an den Kongreß er- 
klärte der Präsident, in Anbetracht 
der gegenwärtigen Weltlage, des 
Nichtvorhandenseins eines über- 
prüfbaren Verbots der Herstellung 
und Lagerung chemischer Kampf- 
mittel, müßten die USA eine che- 
mische Kriegsführung verhindern, 
indem sie mögliche Initiatoren da- 
von abhielten, bedeutende militä- 
rische Vorteile zu erringen. »Sol- 
che Abschreckung verlangt nach ei- 
ner Modernisierung unserer 
Gegenschlagskapazität und eben- 
so nach einer Verbesserung unse- 
rer Schutzmaßnahmen für den Fall 
eines mit chemischen Kampfmit- 
teln geführten Krieges.« In Wa- 


shington ist die Befürchtung geäu- 
bert worden, daß Reagans Ent- 
scheidung zu neuer Unruhe in West- 
europa führen könnte. 


Deshalb wird betont, die neuen 
Nervengasbehälter seien viel si- 
cherer zu lagern als diejenigen, 
die sich seit Jahren in der Bun- 
desrepublik befänden. 


(Quelle, UN 4/82) 


1945/2005: 60 JAHRE 
2005 
WIR FEIERN NICHT! 


IMMER NOCH NICHT FREI! 
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»Europa von Polen 
bis Portugal 
verstrahlen« 


Washington arbeitet an neuer 
»Gamma-Waffe« 


Neutronen-Cohen: »Billiger und 
wirksamer ...« 


Washington/Hamburg. Das amerika- 
nische Kriegsministerium arbeitet an 
einer neuen Methode, um Europa zu 
vernichten, ohne daß dabei die »Sach- 
werte« zu Schaden kommen. Die Waf- 
fe heißt Gammastrahlen. Sie wirken 
ähnlich wie die Neutronenbombe, nur 
stärker, weil sie eine höhere Strahlen- 
dichte haben. 


In einem Gespräch mit der Hambur- 
ger »Welt« packt Samuel T. Cohen, 
der »Vater der Neutronenbombe«, 
die neuen Pläne aus. Man könne mit 
Gammastrahlen, zu deren Herstel- 
lung etwa 100 Kilogramm Uranium 
235 nötig seien, einen Strahlen- 
teppich von 1000 Kilometern Breite 


und einigen tausend Kilometern Län- 
ge legen. Das wäre ein Gebiet von 
Dänemark bis zu den Alpen und von 
Polen bis nach Portugal. Die US-Ar- 
mee beschäftige sich derzeit bereits 
mit der Produktion der Gamma- 
waffe. 


Cohen zur Gammawaffe: »Ich nenne 
sie die ‘Nicht-Waffe’, weil sie weder 
explodiert noch zerstört und im übri- 
gen noch viel billiger ist ...« 


Gammastrahlen zerstö- 
ren den menschlichen 
Organismus. Sie wirken 
wie gewaltige Dosen von 
Röntgenstrahlung. Man 
könne, so die amerika- 
nischen Experten, 
Gammawaffen durch 
taktische Pluton-Rake- 
ten, aber auch durch die 
neuen, in Westeuropa 
zu stationierenden Mit- 
telstreckenraketen der 
Amerikaner zum Ein- 
satz bringen. Cohen 
sieht noch einen Vorteil für die 
Gammawaffen: »Da sie nicht in die 
Kategorie der bisher bekannten Atom- 
waffen fallen, sind sie auch in kei- 
nem Atomwaffensperrvertrag aufge- 
zählt ....« 


Die chemischen Waffen 


In diesem Zusammenhang werden 
auch neue Fakten über die in den USA 
lagernden chemischen Waffen be- 
kannt. Diese sogenannten C-Waffen 
gibt es in einer Menge von mehr als 
150.000 Tonnen, und sie bestehen aus 
mehr als drei Millionen Artilleriege- 
schossen, mehreren tausend Flieger- 
bomben, Hunderttausenden von Mi- 
nen sowie zahlreichen anderen C- 
Munitionsarten. Eine Neuentwicklung 
auf diesem Gebiet sind die sogenann- 
ten Binärwaffen, deren beide Elemen- 
te sich erst beim Aufschlag zur tödli- 
chen chemischen Wirkung verbinden. 
Derartige C-Waffen werden immer 
stärker auf dem Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland, in 
unmittelbarer Nachbarschaft Öster- 
reichs, gelagert. 

(Quelle: UN 4/82) 
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Unsere Forderung an die Bundesregierung: 


Antrag auf Aufhebung 


der Besäatzungsrelikte 


Schon seit 1974 mahnte der Spre- 
cher der Unabhängigen Freundes- 
kreise, Martin Voigt, Politiker und 
Bundesregierung, unverzüglich die 
Aufhebung der Feindstaaten- 
klauseln gegen Deutschland zu be- 
antragen. 


In einem Vortrag mit dem Titel 
»Staatsfeinde und andere Deutsche« 
erhob er die schwere Anklage gegen 
sämtliche Parteien und Regierungen, 
sich lautstark ihrer »Souveränität« 
rühmen und unserem Volk verschwei- 
gen, daß diese in 
Wahrheit sehr 
begrenzte »Frei- 
heit« ohne Bruch 
des Völkerrechts 
von einem Tag 
auf den anderen 
durch eine Ge- 
waltübernahme 
der Siegermäch- 
te beendet wer- 
den kann. 


In dieser Zeit 
kommt diesen 
»Feindstaaten- 
klauseln« erneut 
eine hochbrisante Bedeutung zu. Die 
USA führen weltweit Kriege, und das 
deutsche Volk will sich nicht mehr län- 
ger in solche militärische Auseinan- 
dersetzungen hineinziehen lassen. 
Die Mißstimmungen zwischen der 
BRD und den USA durch die deutsche 
Weigerung zur Teilnahme an dem An- 


griffskrieg gegen den Irak war un- 
verkennbar. Und eine Frage gewinnt 
spätestens bei dem nächsten mili- 
tärischen US-Angriff eine neue Be- 
deutung: Wann wird die Bundesre- 
publik durch seine Kriegsweigerung 
für die USA zum Feindstaat? 


Wäre es in dieser gefährlichen 
Lage für unsere Nation nicht höch- 
ste Zeit, daß die Bundesregierung 
sofort bei den Vereinten Nationen 
die Aufhebung der Feindstaaten- 
klauseln fordert? 


MAI 


2 


FEIERN NICHT! 


Schreiben Sie an Politiker und die 
Regierung in Berlin, fordern Sie die 
Aufhebung der Feindstaatenklauseln 
und die Selbstbestimmung auch für 
unsere Nation! 

Nachfolgend ein Auszug aus dem 
Vortrag »Staatsfeinde und andere 
Deutsche«: 


»Am 18. November 1973 wurden die 
unter Oberhoheit der Alliierten ge- 
gründeten Teilstaaten ‘Bundesrepu- 
blik Deutschland’ und ‘Deutsche De- 
mokratische Republik’ in die UNO 
aufgenommen. Was ist diese UNO? 


Sie wurde gegründet während des 
Zweiten Weltkrieges als Allianz ge- 
gen das Deutsche Reich und seine 
Verbündeten. Dieser grundsätzliche 
Sinn und Zweck der UNO wurde aus- 
drücklich in zwei Artikeln der UNO- 
Verfassung festgelegt. Die bekann- 
ten und be- 
rüchtigten 
Artikel 53 
und 107 se- 
hen vor, daß 
die Mitglied- 
staaten der 
UNO jeder- 
zeit ohne Ver- 
einbarung 
mit den an- 
deren, also 
auf eigene 
Faust und 
mit allen mi- 
litärischen 
Mitteln ge- 
gen ihre ehemaligen Kriegsgegner 
vorgehen können, wenn es diesen 
einfallen sollte, sich gegen die Nach- 
kriegsregelungen der Alliierten auf- 
zulehnen. 


005 


Man sollte nun annehmen können, 
daß die UNO diese zwei gegen das 


FEINDSTAATENKLAUSELN 
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Deutsche Reich gerichteten Artikel 
taktvollerweise mit der Aufnahme 
der BRD und der DDR abgeschafft 
habe. Das aber hat die UNO nicht 
getan. 


Nun könnte man sagen, das habe die 
UNO wohl einfach übersehen und 
vergessen, wo sie zu jeder Tag- und 
Nachtstunde tagen muß, um 
Kriesen, Kriege, Mord und Totschlag 
zu verurteilen, - obwohl doch nach 
1945 das Zeitalter des ewigen Frie- 
dens anbrechen sollte ...! 


Aber nichts dergleichen! Die BRD und 
die DDR haben die Artikel 53 und 107 
ausdrücklich anerkannt, ehe sie in 
die UNO aufgenommen wurden! 


Nun muß man sich also einige Fra- 
gen stellen: Die BRD und die DDR 
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haben sich in Anerkennung der UNO- 
Verfassung offen und eindeutig auf 
die Seite der UNO-Alliierten gestellt, 
gegen das deutsche Volk und seinen 
rechtmäßigen und nicht untergegan- 
genen Staat (siehe Bundesverfas- 
sungsgericht), das Deutsche Reich. 


Haben sie damit die Rechtmäßigkeit 
anerkannt und selbst die Verpflich- 
tung übernommen, jeden Versuch 
zur Befreiung [...] Deutschlands mit 
Waffengewalt zu unterdrücken? 


Diese Handlungsweise würde nach 
gültigem deutschen Recht - siehe § 
80 Strafgesetzbuch - Hoch- und Lan- 
desverrat darstellen, da der Kriegs- 
zustand zwischen den Staaten der 
UNO und dem Deutschen Reich im- 
mer noch besteht. 


O 60 Jahre nach der angeblichen 


»Befreiung« 


I) 32 Jahre nach dem Beitritt der 
BRD zu den Vereinten Nationen 


I 15 Jahre nach dem 2 + 4 Vertrag 
und der »Wiedervereinigung« 


Aber bis heute nicht aufgehoben: 


Charta derVereintena\ohonen 


Artikel 53 


(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regionalen Abmachungen oder 
Einrichtungen zur Durchführung von Zwangsmaßnahmen unter seiner Autorität in 
Anspruch. Ohne Ermächtigung des Sicherheitsrats dürfen Zwangsmaßnahmen 
auf Grund regionaler Abmachungen oder seitens regionaler Einrichtungen nicht 
ergriffen werden; ausgenommen sind Maßnahmen gegen einen Feindstaat im Sinne 
des Absatzes 2, soweit sie in Artikel 107 oder in regionalen, gegen die 
Wiederaufnahme der Angriffspolitik eines solchen Staates gerichteten 
Abmachungen vorgesehen sind; die Ausnahme gilt, bis der Organisation auf 
Ersuchen der beteiligten Regierungen die Aufgabe zugewiesen wird, neue Angriffe 


eines solchen Staates zu verhüten. 


(2) Der Ausdruck »Feindstaat« in Absatz 1 bezeichnet jeden Staat, der während 
des Zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser Charta war. 


Artikel 107 


Maßnahmen, welche die hierfür verantwortlichen Regierungen als Folge des 
Zweiten Weltkriegs in bezug auf einen Staat ergreifen oder genehmigen, der 
während dieses Krieges Feind eines Unterzeichnerstaats dieser Charta war, 
werden durch diese Charta weder außer Kraft gesetzt noch untersagt. 


Quelle: www.runic-europe.org/german/charta/charta.htm 


Danach wäre jeder deutsche Soldat, 
der die Waffe hebt gegen Angehöri- 
ge der UNO-Mächte, ein Partisan, 
der ohne Federlesen erschossen wer- 
den kann. 


Ist nun der, der solche Fragen stellt, 
ein Staatsfeind, oder diejenigen, die 
unser Volk in solche Verstrickungen 
hineinmanövrieren und großartige 
Reden über Frieden und Sicherheit 
halten? 


Die folgenden Sätze sind die wich- 
tigsten Abschnitte dieser UNO-Char- 
ta. 


‘Aus dieser Charta kann eine Befug- 
nis der Vereinten Nationen zum Ein- 
greifen in Angelegenheiten, die ih- 
rem Wesen nach zur inneren Zustän- 
digkeit eines Staates gehören, oder 
eine Verpflichtung der Mitglieder, 
solche Angelegenheiten einer Rege- 
lung auf Grund dieser Charta zu un- 
terwerfen, nicht abgeleitet werden; 
die Anwendung von Zwangsmaßnah- 
men nach Kapitel VII wird durch die- 
sen Grundsatz nicht berührt. ’ 


Also klar und deutlich: Die Mitglied- 
staaten der UNO haben sich nicht in 
innere Angelegenheiten anderer 
Staaten einzumischen. Wenn es 
aber gegen Deutschland geht, sind 
alle ‘Durchsetzungsmaßnahmen’ - 
welch vornehmes Wort! - gestattet. 
Das geht aus folgendem Absatz her- 
vor! 


‘Der Ausdruck ‘Feindstaat’ in Absatz 
1 bezeichnet jeden Staat, der wäh- 
rend des Zweiten Weltkriegs Feind 
eines Unterzeichners dieser Charta 
war.” 


Der Artikel 107 faßt das noch ein- 
mal zusammen (siehe Abdruck 
links). 


Das ist die Lage, meine Damen und 
Herren: 


1. Das Deutsche Reich existiert fort, 
so das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichtes 1973. 


2. Gegen das Deutsche Reich als 
‘feindlicher Staat’ können die Ver- 
einten Nationen jede beliebige 
‘Durchsetzungsmaßnahmen’ durch- 
führen. 


3. Die Bundesrepublik ist Mitglied 
dieser Vereinten Nationen und wird 
sich an solchen ‘Durchsetzungs- 
maßnahmen gegen das Deutsche 
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Reich beteiligen und beteiligen müs- 
sen, denn sie hat diese Artikel ja 
anerkannt. 


Ich bin kein Rechtsgelehrter, meine 
Damen und Herren, und kein Profes- 
sor der Staatswissenschaften. Ich 
weiß nur eines: 


Wo die Staatsfeinde sitzen, das wird 
in naher oder ferner Zukunft fest- 
gestellt werden. Wo die Feinde des 
deutschen Volkes sitzen, das wissen 
wir heute schon ...« 


Aus: Martin Voigt, »Staatsfeinde 
und andere Deutsche«, 1974 


Seit Jahrzehnten streiten die Regie- 
renden dieser Republik ab, daß die- 
se Feindstaatenklauseln noch eine 
Bedeutung hätten. Aber warum ste- 
hen diese angeblich so unbedeuten- 
den Klauseln - die schließlich ein ge- 
waltiges Ausmaß beinhalten - bis heu- 
te noch in der UN-Charta? 


Unsere Forderung an die Bundes- 
regierung: 

Sofort einen Antrag auf Aufhebung 
der Feindstaatenklauseln stellen! 


UN-Feindstaatenklausel 
ist weiterhin gültig! 


Zu: »Kanzler will mehr Einfluß in der 
Weltpolitik«; Leserbrief aus: »Die 
Welt« 23. September 2003: 


Sicherlich hat Deutschland als dritt- 
größter Beitragszahler gewichtige 
Gründe für diese Forderung, und die 
Regierung macht geltend, »es gehe 
um eine gleichberechtigte Partner- 
schaft«. Nun wandte sich der pol- 
nische Staatspräsident gegen die 
Errichtung eines Vertriebenen- 
denkmals in Berlin und verwies auf 
die politischen Entscheidungen der 
Siegermächte 1945 und insbesonde- 
re auf die Feindstaatenklausel (Ar- 
tikel 53 und 107 der UN-Satzung), 
die Deutschland gewisse Souver- 
änitätsrechte vorenthält. Entgegen 
allen gegenteiligen Behauptungen, 
auch früherer Bundesregierungen, 
die Feindstaatenklauseln seien un- 
wirksam, sind diese Deutschland 
diskriminierenden Klauseln weiter- 
hin gültig, was das UN-General- 
sekretariat auf Anfrage bestätigt. 


Johann Herzog von Oldenburg, 
23738 Lensahn 
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US-Truppen bleiben 


in Stuttgart, Ramstein und Spangdahlem 


»Es gibt keinen Grund für Veränderungen.« 


Der stellvertretende Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte in Eu- 
ropa, General Charles F. Wald. (dpa) 


Keine Veränderungen trotz amerikanischer Abzugspläne 


Trotz der Abzugspläne der US-Streitkräfte sollen die US-Luftwaffen- 
basis Spangdahlem in der Eifel, die US-Luftwaffe im pfälzischen 
Ramstein und das europäische Hauptquartier EUCOM in Stuttgart 
bestehen bleiben. »Da gibt es keinen Grund für Veränderungen«, 
bestätigte der stellvertretende Oberbefehlshaber der US-Streitkräf- 
te in Europa, General Charles F. Wald, in Stuttgart. 


Deutschland wird nach Darstellung des US-Militärs ungeachtet der 
amerikanischen Umstrukturierungspläne weiterhin eine wichtige 
strategische Rolle spielen. »In Deutschland wird eine signifikante 
Anzahl amerikanischer Truppen bleiben«, versicherte der stellver- 
tretende Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte in Europa, General 
Charles F. Wald, am Donnerstag in Stuttgart-Vaihingen. 


Kein Grund für Veränderungen 


Wald bestätigte, daß die US-Luftwaffenbasen Spangdahlem in der 
Eifel und im pfälzischen Ramstein sowie das europäische Haupt- 
quartier EUCOM in Stuttgart bestehen bleiben: »Es gibt keinen 
Grund für Veränderungen.« Genaue Zahlen zur künftigen US-Trup- 
penstärke in Deutschland nannte er nicht. Wald deutete an, daß 
neben einer Fallschirmbrigade weitere Einheiten in Deutschland 
stationiert werden sollen. 


Nach Angaben eines hochrangigen EUCOM-Militärvertreters ist aber 
auch eine Zusammenlegung von Hauptquartieren in Baden-Würt- 
temberg denkbar: »Möglicherweise werden in Heidelberg das V. 
Korps sowie die US-Heeresstreitkräfte (USAREUR) zusammenge- 
legt.« Effizienz sei eines der Ziele der Reform. Die US-Armee un- 
terhält im Südwesten fünf wichtige Hauptquariiere. 


Quelle: PHOENIX-ONLINE, 19. August 2004, 20:18 Uhr 


US-Streitkräfte in Spangdahlem 
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Schluß mit den 


Feindstaaten- 


klauseln! 


Offener Brief 
an den Deutschen Bundestag 


Werner Symanek 
Postfach 10 13 50 
47013 Duisburg 


Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 


11011 Berlin 


Tel.: 030/227-0 
Fax: 030/227-36 878 


E-Mail: mail@bundestag.de 


- Antrag auf Aufhebung der Feind- 
staatenklauseln 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


nachdem die Unabhängigen Nach- 
richten seit den 70er Jahren mehr- 
fach deutsche Politiker zu einem 
Antrag auf Aufhebung der Feind- 
staatenklauseln (Artikel 53 und 107 
der Charta der Vereinten Nationen) 
aufgefordert haben, müssen wir mit 
Bedauern feststellen, daß diese im- 
mer noch Bestandteil der UN-Char- 
ta sind. 


Seitdem wird seitens der Politiker 
bestritten, daß diese Feindstaaten- 
klauseln noch eine Bedeutung haben. 


1) Die Welt befindet sich ständig im 
Krieg. Handelt es sich derzeit um 
den dritten, den vierten oder um die 
Fortsetzung des Zweiten Weltkrie- 
ges? Was den Krieg gegen Deutsch- 
land angeht, so bietet sich die The- 
se von der Fortsetzung des Zweiten 
Weltkrieges an. Die UNO-Feind- 
staatenklauseln sind noch nicht auf- 
gehoben, im Gegensatz zu Japan 
sind die in der BRD lebenden Men- 
schen nicht durch einen Friedens- 
vertrag (halbwegs) vor militärischen 


»Präventivmaßnahmen« nach dem 
Irak-Muster sicher. 


2) Artikel 2.4 der Charta der Verein- 
ten Nationen beschreibt, was Ag- 
gressionen sind und bestimmt: »Alle 
UN-Mitglieder unterlassen jede ge- 
gen die territoriale Unversehrtheit 
eines Staates gerichtete Androhung 
oder Anwendung von Gewalt«. Von 
allen illegal gegen Jugoslawien Krieg 
führenden Staaten war die Bundes- 
republik am allerwenigsten dazu be- 
rechtigt. Auf Deutschland zielen 
noch immer die Feindstaaten- 
klauseln. Sie gestatten den Mitglie- 
dern der UN, gegen jeden Staat, der 
während des Zweiten Weltkrieges 
Feind (wie Deutschland) eines Unter- 
zeichnerstaates der UN-Charta (wie 
Jugoslawien) war, auch ohne Er- 
mächtigung des UN-Sicherheitsrates 
Zwangsmaßnahmen zur Verhinde- 
rung neuer Aggressionen zu ergrei- 
fen. Jugoslawien hätte 1999 jedes 
Recht gehabt, um Hilfe gegen den 
Aggressor BRD zu bitten. 


3) Entgegen aller gegenteiligen Be- 
hauptungen und Beteuerungen al- 
ler Bundesregierungen der letzten 
30 Jahre, diese Feindstaaten- 
klauseln seien längst »obsolet«, 
längst überholt und unwirksam, holt 
uns der polnische Ministerpräsident 
mit diesem Wink in die Wirklichkeit 
zurück: Der polnische Ministerprä- 
sident verwies - als Mittel gegen 
die Errichtung eines Vertriebenen- 
denkmal; in Berlin - auf die politi- 
schen Entscheidungen der Sieger- 
mächte 1945 und insbesondere auf 
die UNO-Feindstaatenklauseln 
(Artikel 53 und 107 der UNO-Satzung), 
die Deutschland gewisse 
Souveränitätsrechte vorenthält. So 
geschehen im Jahre 2003! 


Höchst aktuell: 


Höchst aktuell ist ein Hinweis auf 
der Internetseite der japanischen 
Botschaft in Deutschland vom 
13.12.2004. Dort heißt es zu dem 
Japanisch-Deutschen Gipfeltref- 
fen am 9.12.2004 zwischen dem 
japanischen Ministerpräsidenten 
Koizumi und Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder: 


»Übereinkunft wurde zudem 
bei der Notwendigkeit der 
Streichung der ehemaligen 
Feindstaatenklausel erzielt.« 


Wenn also von hochrangigen Politi- 
kern auf internationaler Ebene über 
diese Feindstaatenklauseln gespro- 
chen wird, können sie nicht - wie 
ständig von deutschen Politikern 
beteuert - »obsolet« sein. 


Noch im Dezember 2004 forderte der 
Ex-Heeresinspekteur der Bundes- 
wehr, Gert Gudera, laut »Die Welt« 
vom 18. Dezember 2004 die Strei- 
chung der »Feindstaatenklauseln« 
aus der UN-Charta. 


Also fordern wir Sie hiermit auf, 


1) das deutsche Volk endgültig und 
mit aller Offenheit 


a) über die Gültigkeit der »Feind- 
staatenklauseln« zu informieren, 


b) aufzuklären, inwieweit Deutsch- 
land nicht souverän ist, 


c) zu informieren, welche Besat- 
zungsstatuten in die BRD-Gesetzge- 
bung Einzug gefunden haben. 


2) den Antrag zur Aufhebung der 
Feindstaatenklauseln in der UN- 
Charta unverzüglich und bis zum 
Erfolg voranzutreiben. 


Mit freundlichen Grüßen 
Werner Symanek 


Dieser Sonderdruck wurde überreicht von: 


Verlag und Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49, Oberhausen 
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1996: 
Militärregierungs- 
gesetz Nr. 53 


Wegen Vergehen gegen das 
Militärregierungsgesetz Nr. 53 hat- 
te das Landgericht Berlin den An- 
geklagten Dr. Alexander Schalk- 
Golodkowski im Jahre 1996 zu ei- 
nem Jahr Freiheitsstrafe auf Be- 
währung verurteilt. Mit Urteil vom 
9. Juli 1997 hatte der Senat die Re- 
vision des Angeklagten verworfen. 
Nach einer Entscheidung des Gro- 
Ben Senats für Strafsachen des Bun- 
desgerichtshofs aus dem Jahre 1996 
gelte das Militärregierungsgesetz 
Nr. 53 uneingeschränkt fort (BGHSt 
42,113). 


Pressestelle des Bundesgerichts- 
hof, Mitteilung Nr. 31/1999 


2004: 
Militärregierungs- 
gesetz Nr. 67 


In einer »Übersicht über den Stand 
der Schuld der Bundesrepublik 
Deutschland, der Bundes- 
wertpapierverwaltung wird unter 
dem Punkt JI. Sonstige Schulden, 
1.« die Position »Zinsfreie Schuld- 
verschreibung nach dem 
Militärregierungsgesetz Nr. 67« 
angeführt. Die Summe betrug am 
30.9.2004 genau 279,8 Millionen 
Euro. 


US-Geheimdienst 
in Deutschland aktiv 


Jahre lang fehlten handfeste Bewei- 
se, nun sind erstmals Dokumente 
aufgetaucht, welche die Existenz 
des Abhörsystems Echelon bestäti- 
gen. Unter Führung des US-ameri- 
kanischen Geheimdienstes NSA (Na- 
tional Security Agency) haben die tra- 
ditionellen West-Alliierten an den 


wichtigsten der Internet-Knoten- 
punkte Abzweigungen eingerichtet. 
Auch E-Mails aus Deutschland wer- 
den zum Teil über diese Route wei- 
tergeleitet. Aber nicht nur das 
Internet, auch die Kommunikation 
über Satelliten wird angezapft. Der 
Name Echelon steht nicht für den 
Verbund der Abhörstationen, son- 
dern für das System zum Austausch 
der Daten, die mit Hilfe dieser ge- 
wonnen werden. Die USA, Kanada, 
Großbritannien, Australien und Neu- 
seeland sammeln in ihren Stationen 
Informationen und liefern sie im Be- 
darfsfall an die Alliierten weiter. Aus- 
gerichtet ist das System zwar in er- 
ster Linie auf Wirtschaftsspionage, 
aber auch persönliche Mails und 
Faxe können abfangen und ausge- 
wertet werden. 


Nicht überraschend: Eines der glo- 
balen Ohren befand sich bis 2004 
in der Nähe von München in Bad 
Aibling, auf dem Gelände einer US- 
amerikanischen Militärbasis. 


US- 

Uberwachungs- 
personal bleibt 
in Deutschland 


Personal der ausgemusterten 
US-Überwachungsstation Bad 
Aibling bleibt großteils in 
Deutschland. Fünf neue ‘Ra- 
dome’ in Bau. 


Daß die geheimnisumwitterte 
Überwachungsstation der US- 
Armee im bayrischen Bad 
Aibling im Herbst 2004 geschlos- 
sen würde, war bekannt. 


Wo das in Bad Aibling stationier- 
te US-Personal landen würde, 
kommt nun langsam zu Tage. 


Anders als vielfach kolportiert, 
wird nur ein kleiner Teil zur 
größten ECHELON-Anlage nach 
Menwith Hill (Großbritannien) 
verlegt, die Mehrzahl der US- 
Armee-Angehörigen aber bleibt 
in Deutschland. Unter dem 
Codenamen »Dagger Complex« 
wird derzeit auf einem ehema- 
ligen Flugplatz in Darmstadt- 
Griesheim ein unterirdisches 
Kontrollzentrum zur Satelliten- 
überwachung ausgebaut. 


ORF.at, 21.12.2004 


US-Armee lauscht von Darmstadt aus! 


Die wichtigste Satelliten-Abhöran- 
lage der US-Armee in Europa ist vom 
bayerischen Bad Aibling nach Darm- 
stadt umgezogen. Das Kommando 
der US-Marine in Europa hat dies 
jetzt gegenüber dem Hessischen 
Rundfunk bestätigt. 


Die großen Kugeln in Darmstadt- 
Griesheim, von den Anwohnern 
»Riesenchampignons« genannt, 
messen zwölf Meter im Durchmes- 
ser. Unter den Kugeln verbergen 


sich die Parabolantennen. Rund 300 
Militärs - darunter auch Abwehr- 
spezialisten - arbeiten auf dem 
Gelände am Euler-Flugplatz. Sie 
unterstehen dem Kommando der 
US-Navy in London. 


»Das war Teil der Schließung von Mi- 
litärbasen und der Neuorganisation 
in Europa«, sagte Terence Dudlee, 
der Sprecher der US-Navy in London 
dem hr. Es sei festgestellt worden, 
daß der beste Standort für diese 


ALLIIERTE BESATZUNG 


UN 1/2005 e Seite 10 


Anlage bei Griesheim sei. »Es han- 
delt sich um vier große Empfangs- 
antennen, mit denen Signale aufge- 
fangen werden, sowie eine Sende- 
anlage, die nach Westen ausgerich- 
tet ist. Von dort werden die Aufzeich- 
nungen in die USA übertragen«, sag- 
te Dudlee. 


Welche Signale aufgezeichnet wer- 
den, will der Sprecher der US-Navy 
nicht sagen. Er bestätigt aber, daß 
die Anlage von der US-Marine und 
von den Geheimdiensten genutzt 
werde. 


i Militärischer 
Sicherheitsbereich! 


Unbefugtes Betreten verboten! 
Vorsicht Schusswaffengebrauch! 


Der Kasernenkommandant 


Geheimdienstexperte: 
Faxe, E-mails und Gesprä- 
che werden abgefangen 


Der Geheimdienstexperte Erich 
Schmidt-Eenboom behauptet, die 
Anlage in Darmstadt gehöre - wie 
zuvor die in Bad Aibling - zum welt- 
weiten US-Spionage-System 
Echelon. Alle satellitengestützten 
Kommunikationssysteme würden 
damit abgehört. Mit Computern 
würden zum Beispiel Faxe, E-mails 
und Gespräche ausgewertet. Sobald 
ein Textbaustein den Verdacht auf 
Terroristen erhärte, werde alles auf- 
gezeichnet und in die USA weiter- 
geleitet, wo Experten das Material 
auswerteten. Das System diene so- 
gar der Industriespionage, behaup- 
ten Geheimdienstkritiker. 


hronline.de, 1.10.2004 
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Fortdauerndes 
Besatzungsrecht 


Der Überleitungsvertrag wurde am 
23. Oktober 1954 zwischen der BRD 
und den drei Westalliierten ge- 
schlossen. Er regelte zahlreiche und 
verschiedenartige Fragen, die aus 
dem Krieg und der Besetzung 
Deutschlands entstanden waren. 


Wichtige Bestimmungen dieses 
Überleitungsvertrages bleiben nach 
Ziffer 3 eines Notenwechsels vom 
27./28. September 1990 nach dem 
Abschluß des Zwei-plus-Vier-Vertra- 
ges in Kraft. 


Maßnahmen der 
Besatzungsbehörden 


Der nicht aufgehobene Art. 2 Abs. 1 
des ersten Teils des Überleitungs- 
vertrages lautet: 


»Alle Rechte und Pflichten, die durch 
gesetzgeberische, gerichtliche oder 
Verwaltungsmaßnahmen der 
Besatzungsbehörden oder aufgrund 
solcher Maßnahmen begründet wor- 
den sind, sind und bleiben in jeder 
Hinsicht nach deutschem Recht in 
Kraft, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
in Übereinstimmung mit anderen 
Rechtsvorschriften begründet oder 
festgestellt worden sind [...].« 


Reparationen 


Die Reparationsfrage regelt der 
nicht aufgehobene Art. 3 Abs. 1 des 
6. Teils des Überleitungsvertrages: 


»Die Bundesrepublik wird in Zukunft 
keine Einwendungen gegen die Maß- 
nahmen erheben, die gegen das 
deutsche Auslands- oder sonstige 
Vermögen durchgeführt worden sind 
oder werden sollen, das beschlag- 
nahmt worden ist für die Zwecke der 
Reparation oder Restitution oder auf 
Grund des Kriegszustandes oder auf 
Grund von Abkommen, die die Drei 
Mächte mit anderen alliierten Staa- 
ten [...] geschlossen haben oder 
schließen werden.« 


Mit dem Beitritt der DDR wurde in 
keiner Weise das Besatzungsrecht 
aufgehoben. Ebensowenig durch die 
Unterzeichnung des Zwei-Plus-Vier- 
Vertrages, der der BRD zwar eine Er- 


weiterung der Souveränität zubillig- 
te, aber dennoch nicht die vollstän- 
dige Aufhebung des Besatzungs- 
rechts. 


Einige Fragen bleiben unbeantwor- 
tet: 


1) Wie frei war die Entscheidung der 
BRD bei dem Verzicht auf ein gro- 
Ben Teil des deutschen Territoriums 
bei der Unterzeichnung des Zwei- 
Plus-Vier-Vertrages? 


2) Wie frei war der Wunsch nach 
einem weiteren Verbleib alliierter 
Truppen auf deutschem Boden, an 
dem die fortdauernde Besetzung 
Deutschlands zu erkennen ist? 


3) Wie frei ist die BRD in ihrer Ent- 
scheidung, ob sie in der EU oder der 
NATO verbleiben will oder muß? 


Letztendlich ist deutlich zu erken- 
nen, daß das Besatzungsrecht in vie- 
len Variationen fortbesteht und 
schlimmer noch, längst Einzug ge- 
funden hat in die deutsche Gesetz- 
gebung, z.B. in den Së 86 und 130 
des Strafgesetzbuches, welche eine 
freie Zeitgeschichtsforschung in 
Deutschland (speziell der über das 
Dritte Reich) verhindern und sehr 
deutliche Parallelen zu den alliierten 
Vorschriften nach der Kapitulation 
1945 erkennen lassen. 


Wir fordern die Aufhebung 
des gesamten Besatzungs- 
rechts! 


Noch 265 
Atombomben 
in Deutschland 


Tagesschau BONN - Die USA und 
Großbritannien haben laut 
»stern« in Deutschland weiter- 


hin 265 Atombomben statio- 
niert. Standorte: Ramstein und 


Büchel (Rheinland-Pfalz), 
Nörvenich und Brüggen (Nord- 
rhein-Westfalen) und 
Memmingen (Bayern). 


(Berliner Kurier, 28.09. 1995) 
Unsere Frage: Und 2005? 
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50 JAHRE 
2005 


VIR FEIERN NICHT! 


UND 


IMMER NOCH NICHT FREI! 


UN s Postfach 400 215 e 44736 Bochum 


In eigener Sache 


Die Unabhängigen Nachrichten sind an 
keinen Verband gebunden. Im Gegen- 
teil, unsere Arbeit soll über die vielen 
engstirnigen »Parteibrillen« hinweg 
mithelfen, gemeinsame Auffassungen 
und Forderungen nationaler Politik 
durch möglichst viele Parteien und Ver- 
bände ins Volk zu tragen. 


Die UN wollen Ihnen dazu Unterla- 


gen und praktische Hilfen geben. 


Sie können (und sollen!) die Seiten 
und Blätter, die Ihnen persönlich 
wichtig erscheinen, kopieren, nach- 
drucken oder - auch in größeren Auf- 
lagen - nachbestellen und bei Bedarf 
mit Ihrem Absender versehen. 


Den Möglichkeiten sind also keine 
Grenzen gesetzt, wenn nur der Wil- 
le da ist, sich für unsere Nation und 
unser Volk einzusetzen. 


Liebe Leser, ganz privat: 


Bitte erschrecken Sie nicht, wenn Sie diese Ausgabe in einem anderen 
Gewand als gewohnt vorfinden. 


Die Unabhängigen Nachrichten werden getragen von einer ganzen 
Reihe regionaler Freundes- und Arbeitskreise, die an jeder Ausgabe 
mitarbeiten, einzelne Seiten oder auch ganze Ausgaben inhaltlich und 
in der »Aufmachung« gestalten. 


Um den Mitarbeitern in Bochum auch einmal ein paar Ruhetage über 
den Jahreswechsel zu gönnen, hat diesmal ein anderer 
Mitarbeiterkreis die Schriftleitung und Gestaltung dieser UN-Ausgabe 
zum »Jubeljahr der Befreiung« übernommen. 


Wir meinen, es ist auch für uns selbst ein sehr gut gelungener Test, 
daß das Erscheinen der UN auch dann gesichert wäre, wenn die 
gewohnten Mitarbeiter, Computerprogramme oder Drucker durch 
Krankheit, Viren- oder Maschinenschaden einmal ausfallen sollten. 


Der 8. Mai 2005 ist ein geschichtsträchtiges Datum, welches das 60. 
Jahr in einem besetzten Land einläutet. Gerade in einer Zeit, in der 
Politiker wieder Worte wie Patriotismus über ihre Lippen kommen 
lassen, ist es notwendig, die wirklichen Hintergründe dieser 
Katastrophe und Ereignisse nach dem 8. Mai 1945 und damit die 
angebliche »Befreiung« zu durchleuchten. 


Zu diesem Zweck sollten Sie in den kommenden Monaten immer einige 
Hefte dieser Ausgabe in der Tasche haben! 


Ihre UN-Mitarbeiter 
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Dieses Motiv (links) ist unsere Ant- 
wort auf das unerträglich Gerede, 
welches uns in den nächsten Mona- 
ten begleiten wird, wenn unsere 
Gegner ihren 8. Mai feiern. 


Dieses Motiv soll als Aufkleber in 
verschiedenen Größen gedruckt 
werden, von der Briefverschluß- 
marke bis zum Autoaufkleber. Au- 
Berdem als Postkarte und als Klein- 
plakat. 


Da die Kosten sehr von der Aufla- 
genhöhe abhängig sind, bitten wir 
um unverbindliche Vorbestellung. 


Stoppt endlich die 
Lügenpropaganda! 
Verteilen auch Sie 
10 - 100 oder 1000 


Blatt dieser Zeitung. 


Telefonische 
Eilbestellungen: 


0208-840132 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
12/2002: 4.225.104 Arbeitslose 
12/2003: 4.316.535 Arbeitslose 
12/2004: 4.464.230 Arbeitslose 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Teilnehmer an Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik 
Dezember 2003: 821.635 
Dezember 2004: 1.431.354 


Arbeitssuchende: 


Dezember 2002: 5.249.014 
Dezember 2003: 5.777.417 
Dezember 2004: 6.162.369 


Offene Stellen: 
Dezember 2003: 257.900 
Dezember 2004: 225.400 


Staatsverschuldung 9.1. 2005: 
1.416.047.598.376 Euro 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 
2.660 Euro 


Schulden pro Kopf: 


Dezember 2004: 17.090 Euro 
Januar 2005: 17.157 Euro 


(www.steuerzahler.de, 9. Januar 2005) 
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Mehr Nationalismus, bitte! 


Die aktuelle Patriotismusdebatte 
ruft uns auf, Flagge zu zeigen und 
deutliche Antworten zu geben. 
Jämmerlich versuchen Politiker 
eine Diskussion für und wider ei- 
nes neuen bundesrepublikanischen 
Patriotismus zu führen. Dem auf- 
merksamen Beobachter wird 
schnell deutlich, daß es in dieser 
Debatte mehr um die Bundesrepu- 
blik, als um Deutschland geht, also 
um einen Patriotismus für eine 
Republik, die eine Konstruktion der 
Alliierten ist. 


Wir fordern in Deutschland eine 
Diskussion um die Freiheit und 
Unabhägigkeit Deutschlands. Eine 
Debatte um und ein Bekenntnis zu 
unserer Nation. Das Bekenntnis zu 
Nation nennen wir Nationalismus. 


Vernünftiger Nationalismus hat 
nichts gemeinsam mit den Bürger- 
schreck-Provokationen, die meist 
von Verfassungsschutzagenten oder 
Spinnern ausgehen, die in der Öf- 
fentlichkeit auftreten, als wollten 
sie blitzkriegartig Polen im Allein- 


gang erobern, vom Aussehen und 
Auftreten her abschrecken und für 
die Deutsch offensichtlich eine 
Fremdsprache ist. 


Nationalismus heißt 


- ja zu Deutschland 

- ja zur Souveränität 

- ja zum Lebensschutz 

- ja zu einer eigenen Verfassung 

- nein zu Besatzungstruppen 

- nein zu Massenvernichtungswaffen 
- nein zu den Feindstaatenklauseln 
- nein zu diesem EU-Parlament 

- ja zu einem Europa der Nationen 

- nein zum Europäischen Bundesstaat 


Ganz unter uns, ein wenig Nationa- 
lismus schadet uns nicht. 


Wir sagen: Ja zum 
Nationalismus! 


e einsenden an UN « Postfach 10 17 06 D-46017 Oberhausen 
FÜR IHRE 


Bitte einsenden an UN e Postfach 10 17 06 » 


Porto, ab 10 Stück 1 Euro/Ex.) 


g Ich bitte um Zusendung von 


Name/Anschrift: 


g Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,44 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
mit/ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


g Einen Kostenbeitrag in Höhe von Euro 
- in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


BESTELLUNG: 


UT Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN 
werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je Ex. einschl. 


lege ich per Verrechnungsscheck 


Geb. am/Beruf: 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die 


Nummer direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


D-46017 Oberhausen 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 
Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beiträge abzubuchen: 
CT monatlich TT vierteljährlich 
CT halbjährlich (7 jährlich 

CT einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 


Konto-Nr.: 


Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


MEHR NATIONALISMUS, BITTE! 


